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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. stellt fest, dass vom Europäischen Rechnungshof (im Folgenden „Rechnungshof“) bei 
den Ausgaben unter Rubrik 4 für 2019 keine geschätzte Fehlerquote ermittelt wurde, 
was auch 2018 der Fall war; betont, dass der Rechnungshof Einschränkungen 
festgestellt hat, die zu einer Unterbewertung der Restfehlerquote führen könnten; 
unterstützt uneingeschränkt die Empfehlungen des Rechnungshofs, insbesondere was 
die Notwendigkeit betrifft, die Einschränkungen der Analyse der Restfehlerquote in den 
künftigen jährlichen Tätigkeitsberichten der GD NEAR offenzulegen und die 
Kontrollen der Finanzierungsinstrumente für Außenmaßnahmen durch die GD NEAR 
zu verstärken, indem wiederkehrende Fehler ermittelt und verhindert werden;

2. nimmt die Folgemaßnahmen des Rechnungshofs zu seinen Empfehlungen in seinem 
Jahresbericht 2016 zur Kenntnis, die entweder sofortige Maßnahmen erforderten oder bis 
2019 umgesetzt werden sollten, und begrüßt, dass die Kommission drei dieser 
Empfehlungen vollständig und eine teilweise umgesetzt hatte;

3. bedauert, dass die Kommission sich dazu entschieden hat, die Maßnahme IPA 
2019/42258, mit der der Erwerb von vier Schiffen der türkischen Küstenwache 
kofinanziert wird, umzusetzen, obwohl das Europäische Parlament die Kommission 
zuvor in seiner Entschließung vom 13. März 2019 aufgefordert hatte, die derzeit im 
Rahmen des IPA II zugewiesenen Mittel zu verwenden, um mit einem eigens dafür 
bestimmten und unmittelbar von der EU verwalteten Finanzrahmen die türkische 
Zivilgesellschaft sowie türkische Menschenrechtsverteidiger und Journalisten zu 
unterstützen und die Möglichkeiten für direkte Kontakte zwischen den Menschen, den 
akademischen Dialog und Medienplattformen für Journalisten zu verbessern, damit die 
demokratischen Werte und Grundsätze, die Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit 
geschützt und gefördert werden; beharrt außerdem darauf, dass die Verwendung der 
Mittel aus der Fazilität für Flüchtlinge in der Türkei genau überwacht und dabei 
sichergestellt werden muss, dass diese Mittel ordnungsgemäß in Projekte für 
Flüchtlinge fließen und nicht für andere Zwecke verwendet werden;

4. weist darauf hin, dass es zu den wichtigsten politischen Ziele der Rubrik 4 des 
Haushaltsplans 2019 gehört, die Werte der Europäischen Union wie Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten im 
Ausland zu fördern, und dass diese Grundprinzipien bei allen von der EU finanzierten 
Maßnahmen geachtet werden müssen; begrüßt, dass der Rechnungshof einen allgemein 
positiven Trend im Hinblick auf die Verringerung der Armut, die Gleichstellung der 
Geschlechter im Bildungswesen und die Zahl der Abkommen mit Nachbarländern 
festgestellt hat; ist jedoch besorgt über den sich verschlechternden Trend in Bezug auf 
die Konsolidierung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der politischen 
Stabilität; würdigt nachdrücklich die Bemühungen der Zivilgesellschaft weltweit, die 
Menschenrechte zu fördern und zu verteidigen, insbesondere in einer Zeit, in der der 
Handlungsspielraum der Zivilgesellschaft schrumpft und die Universalität der 
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Menschenrechte in Frage gestellt wird; weist zwar nachdrücklich darauf hin, dass die 
Grundsätze der Transparenz und der Rechenschaftspflicht im Zusammenhang mit der 
Verwendung öffentlicher Mittel für die Zivilgesellschaft wichtig sind, betont jedoch, 
dass bürokratischen Überreaktionen und der Befeuerung unbegründeter 
Verdächtigungen vorgebeugt werden muss;

5. nimmt die komplizierte Lage in Belarus besorgt zur Kenntnis; betont, dass die EU-
Finanzierung überprüft und sichergestellt werden muss, dass sie nicht dem 
Lukaschenka-Regime zugutekommt, sondern auf die Unterstützung der 
Zivilgesellschaft in Belarus ausgerichtet ist;

6. bekräftigt seinen Standpunkt, dass die Außenhilfe vollständig aus dem Haushalt der 
Europäischen Union finanziert werden sollte, und betont, dass die Maßnahmen im 
Rahmen der Treuhandfonds (EUTF) lediglich Übergangslösungen darstellen, bis sie 
vollständig von den künftigen Finanzierungsinstrumente für Außenmaßnahmen ersetzt 
werden, insbesondere dem Instrument für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit 
und internationale Zusammenarbeit (NDICI) und dem Instrument für 
Heranführungshilfe (IPA III); bedauert, dass humanitäre Ziele wie die Wahrung der 
Würde und der Menschenrechte von Migranten und anderen schutzbedürftigen 
Gruppen, etwa Frauen und Kindern, bei der Umsetzung von Maßnahmen im Rahmen 
der Treuhandfonds wie dem Madad-Fonds und dem EU-Treuhandfonds für Afrika in 
mehreren Fällen nicht erreicht wurden; betont, dass der Schutz der Menschenrechte 
entschlossenes Handeln erfordert; weist außerdem erneut darauf hin, dass die Achtung 
der Menschenrechte, die Grundfreiheiten, die Förderung der Rechtsstaatlichkeit, 
demokratische Grundsätze, die Religions- und Weltanschauungsfreiheit, Transparenz, 
verantwortungsvolle Staatsführung sowie Frieden und Stabilität wesentliche Elemente 
des EU-Treuhandfonds für Kolumbien sind; fordert die Kommission auf, die 
diesbezüglichen Maßnahmen der Durchführungspartner stärker zu kontrollieren.

7. betont, wie wichtig es vor dem Hintergrund der Umstrukturierung der 
Finanzierungsinstrumente der EU für Außenmaßnahmen ist, die Sichtbarkeit, 
Transparenz, Wirksamkeit, Komplementarität und Rechenschaftspflicht dieser 
Instrumente zu erhöhen; weist darauf hin, dass die Leistung des ENI in den Ländern der 
östlichen Nachbarschaft der EU erfolgreicher war, und fordert in diesem 
Zusammenhang, dass die Anstrengungen in Bezug auf die Länder der südlichen 
Nachbarschaft der EU intensiviert werden, damit die Herausforderungen bewältigt 
werden können, denen sie gegenüberstehen;

8. fordert mehr unabhängige und öffentlich zugängliche Bewertungen ziviler und 
militärischer Sicherheitsmaßnahmen und militärischer Maßnahmen der EU, 
insbesondere militärischer Ausbildungsmissionen der EU, den Kapazitätsaufbau 
militärischer Akteure in Drittländern (CBSD über das IcSP) sowie Maßnahmen zur 
Grenzverwaltung und Migrationssteuerung; bedauert die mangelnde Flexibilität bei den 
Verwaltungs- und Haushalts-/Finanzverfahren für zivile Missionen der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP); bekräftigt seine Auffassung, dass die 
Kommission spezifische Vergabevorschriften für die Krisenbewältigungsmaßnahmen 
im Rahmen der GSVP einführen sollte, um die rasche und flexible Durchführung der 
Missionen zu erleichtern.
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9. begrüßt die Überprüfung der Reaktion der EU auf die staatlich gesteuerte 
Investitionsstrategie Chinas vom September 2020 durch den Rechnungshof; betont, dass 
der Rechnungshof Mängel bei der Überwachung, Berichterstattung und Bewertung von 
Maßnahmen im Rahmen der derzeitigen Strategie EU-China, einschließlich der EU-
Finanzierung von Projekten im Rahmen der chinesischen Investitionsstrategie, 
festgestellt hat, die nicht mit den Grundsätzen der Konnektivitätsstrategie der EU im 
Einklang stehen; fordert, dass weitere finanzielle und personelle Ressourcen bereitgestellt 
werden, die für die Umsetzung der Konnektivitätsstrategie der EU erforderlich sind;

10. fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob es rechtmäßig ist, dass dem Europäischen 
Parlament durch die Beschlüsse des Rates zur Einrichtung der EDA und der SSZ die 
Haushaltsbefugnis entzogen wird; weist darauf hin, dass die einschlägigen Artikel 45 
Absatz 2 und 46 Absatz 2 EUV vorsehen, dass die Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit 
ohne die Möglichkeit eines Vetos erlassen werden; weist darauf hin, dass der Entzug der 
Haushaltsbefugnis des Europäischen Parlaments nach Artikel 42 EUV nur für die 
operativen Ausgaben möglich ist und einen einstimmigen Beschluss des Rates erfordert; 
betont, dass der Rat noch nie einen solchen Beschluss gefasst hat; bekundet seine 
Enttäuschung über die im aktuellen Entwurf des MFR 2021–2027 vorgesehene 
Mittelausstattung für den EEF, die hinter den Erwartungen zurückbleibt, und betont 
daher, dass die für militärische Belange zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel so 
effizient wie möglich verwendet werden müssen.
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